
Zerrüttung
Nun ist es soweit: Das 
Schweizer Fernsehen hat 
die Zersiedelung als Thema 
aufgegriffen.  Es war nur ei-
ne Frage der Zeit, wann das 
passiert. Der knappe Raum 
in der Schweiz ist ganz ein-
fach das Problem, mit dem 
sich die Politik heute be-
schäftigen sollte. Da kann 
man noch etwas tun, ist die 
Ausgangslage noch nicht 
so verfahren und lähmend 
wie beispielsweise bei den 
Energie- und Umweltfra-
gen. Von daher wünsche ich 
mir, nein fordere ich eine 
sachliche, zielstrebige und 
gelassene Diskussion. Doch 
genau das sehe ich gefähr-
det. Ich sehe die Schweizer 
Politszene, die einen Nach-
folger für die abgelutschte 
Ausländer-Thematik sucht. 
Ich sehe SVP-Plakate mit ei-
ner überbauten, betonier-
ten und grauen Schweiz. Ich 
sehe wie die ganze Diskus-
sion nur noch über grosse, 
überladene Begriffe geführt 
wird, die man sich gegen-
seitig an den Kopf wirft und 
somit mehr etwas von Stei-
nen als sonst irgendwas ha-
ben.

Es kann doch nicht sein, 
dass Politiker jetzt auf ei-
nen Zug aufspringen, nur 
weil es ihr Gespür für Popu-
lismus sagt. Weshalb ging 
man nicht darauf ein, als 
der Zug noch im Bahnhof 
war? Das ist doch das gan-
ze Dilemma an dem Ja zur 
Zweitwohnungsinitiative.  
Weshalb brauchte es einen, 
nebenbei gesagt auch sehr 
populistisch politisierenden 
Franz Weber, der die The-
matik aufzeigte?

Ich allein hoffe in den 
nächsten Jahren nicht mit 
all zu vielen über-idylli-
schen Bildern von naturna-
hen, Bio-gesegneten und 
betonfreien Bergdörfern zu-
geschüttet zu werden. 
Ich wünsche mir eigent-
lich eine biedere Raumpla-
nungsgesetzrevidierung. 
Dann kommt alles gut.

 Jan Tellenbach 
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Es ist so weit: Die schweizerische Landes-

regierung ist unter dem Druck zusammen-

gebrochen, und hat ohne einen Volksent-

scheid den Ausstieg aus der Atomenergie 

beschlossen. 

Doch hat sie sich das auch gut überlegt? Denn 

nun muss die riesige Lücke welche der Aus-

stieg reissen wird geschlossen werden, und 

zwar mit erneuerbaren Energien. Damit dies 

aber gelingen kann, müsste viel getan wer-

den. Man müsste Stauseen vergrössern neue 

Kraftwerke bauen, Windparks aufstellen und 

grossflächige Solaranlagen installieren. Doch 

nun regt sich eben genau gegen diese Vorha-

ben massiver Widerstand aus dem Linken La-

ger und von Seiten von Landschaftsschutz und 

Umweltschutz. Aber auch Anwohner zukünfti-

ger Anlagen sind alles andere als begeistert, 

dass die Regierung ihnen nun riesige Wind-

räder vor die Haustüre stellen will oder noch 

grössere Gebiete geräumt werden müssen nur 

um einen Stausee um erhöhen zu können. Der 

Landschaftsschutz wehrt sich ebenfalls gegen 

solche Projekte und Umweltschützer wehren 

sich vehement gegen neue Flusskraftwerke, 

da sie ein weiteres Risiko für die Fischbestän-

de der Schweiz darstellen. All diese Stimmen 

wurden beim Ausstiegsbeschluss nicht be-

dacht und nun hat unsere Regierung ein Prob-

lem: Es kann nämlich überall Einspruch gegen 

solche Bauvorhaben erhoben werden. Das Re-

sultat ist, dass sich all diese Projekte um Jahre 

verzögern werden oder gar nie gebaut werden 

können. Also was soll man nun gegen dieses 

Problem tun? Bereits haben Politiker gefordert 

man solle das Einspracherecht der Schweizer 

beschneiden. Doch ist es das Wert? Sollen wir 

alle dafür büssen dass unsere Regierung solch 

vorschnelle Entscheide fällt? Ist eine Beschnei-

dung des Einspracherechts der einzige Weg 

die Energiewende zu vollziehen? Dies sind 

alles Fragen die nun geklärt werden müssen. 

Ich persönlich bin nicht der Meinung, dass 

wir auf unsere Rechte verzichten sollten. Aber 

welche Alternativen gibt es? Nun eine wäre 

sicher den Ausstieg ein wenig zu verzögern um 

dafür zu sorgen, dass alle Projekte auch wirklich 

realisiert werden können. Eine andere wäre das 

ganze Bewilligungs- und Einspracheverfahren 

effizienter zu machen und die Prozesse zu be-

schleunigen. Einer der besten Wege wäre aber 

wenn sich alle Parteien, das heisst die Regie-

rung, Anwohner und Umweltschützer an einen 

Tisch setzten und gemeinsam Lösungen und 

Kompromisse suchen. Fest steht es müssen 

den Worten nun schnell Taten folgen oder die 

ganze Energiewende ist in Gefahr. Wie diese 

Lösungen aussehen das wird sich in naher Zu-

kunft hoffentlich zeigen.

 Philipp Lüthi
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Wirtschaftskrise ohne Ende
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Plenum, 19.30 Uhr, 
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Nun schleppen wir uns schon fast 5 Jah-

re durch die Wirtschaftskrise. Aus der 

Immobilienkrise in den USA wurde Glo-

bale Rezession und anschliessend Schul-

denkrise. Ein Ende der Hiobsbotschaften 

ist noch nicht in Sicht. Nein, noch viel 

schlimmer, vielleicht war das erst der 

Gipfel des Eisberges.

Wir kennen es alle, in der Zeitung, in den 

Nachrichten überall Krise. Ich bin es leid. 

Doch nicht nur ich, die ganze Jugend hat 

es satt. Zwischen all dem hochgestoche-

nen Finanzvokabular ist das einzige was wir 

sehen, dass ein riesiger Schuldenberg auf 

uns zukommt. Die Politik verbaut systema-

tisch unsere Zukunft. Durch Finanzspritzen 

werden Schulden mit Schulden bezahlt. Ein 

gigantisches Schneeballsystem, das sich 

aufbauscht bis es in sich zusammenfällt. 

Leider verschliessen unsere Führungskräfte 

die Augen vor der Realität und schieben das 

Problem gekonnt auf. Mal für Mal finden sie 

neue Mittel, um das ganze Gebilde auf den 

Beinen zu halten und keiner sieht, dass es 

irgendwann zusammenbrechen muss. 

Das Geld, das Spanien und Griechenland, 

Italien und Portugal zu horrenden Zinsen 

aufnehmen, dient nur dazu, die alten Schul-

den zu bezahlen. Das mag ja für die nächs-

ten paar Jahren funktionieren aber was ist in 

8 Jahren, in 10 Jahren wenn die Schulden, 

die heute angehäuft werden fällig sind? Wir 

werden genau das gleiche Problem wieder 

haben, nur viel grösser. Schulden mit 6 bis 

7 Prozent Zinsen werden dann fällig. Abge-

sehen davon, dass dies sich auf das mo-

mentane Zinsniveau von Spanien bezieht. 

Betrachten wir Griechenland, sieht es noch 

mal viel schlimmer aus. Ein Land in dem 

zu Beginn der Krise jeder Dritte beim Staat 

arbeitete. Folglich müssen zwei arbeitende 

Griechen den Unterhalt eines dritten Grie-

chen finanzieren. Da helfen auch zig Milliar-

den nicht weiter. Der Staatsaufbau müsste 

von Grund auf neu strukturiert werden. Dies 

wurde auch versucht, aber die Überlegung, 

die Volkswirtschaft eines Landes innerhalb 

von ein bis zwei Jahren komplett umbau-

en zu können, ist eine Illusion. Staatsstel-

len müssten gestrichen werden, neue Ar-

beitsstellen in der Wirtschaft entstehen. Ein 

langwieriger, schwieriger Prozess. Unter der 

Last der Sparpakte können aber nur Stellen 

gestrichen werden. Durch die Steuererhö-

hungen für alle, müssen Firmen sparen und 

entlassen ebenfalls Leute. Ein Teufelskreis 

mit nur einer Variante zum Bruch: Neuan-

fang. Ein Austritt Griechenlands aus der EU 

ist nicht mehr eine Frage sondern nur noch 

eine Frage der Zeit.

Ich weiss, dass es keine Patentlösung gibt. 

Das, was wir von unseren Regierungschefs 

fordern, ist eine Perspektive für unsere Zu-

kunft. Harte Entscheidungen sind nötig, um 

das Problem an den Wurzeln zu packen. 

Doch wenn sich das niemand getraut, wird 

die Zukunft nur noch düsterer aussehen. 

Gebt uns die Hoffnung zurück. Es ist nicht 

unsere Schuld, dass die Wirtschaft aus den 

Fugen geraten ist und deshalb sind wir nicht 

bereit diese Probleme in 10 Jahren für euch 

zu lösen.
Mischa Aeschlimann
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Warum wollen Jugendliche kein Auto mehr?
Viele Jugendliche entscheiden sich ge-

gen die Fahrprüfung und auch gegen den 

Autokauf, ich eingeschlossen.  Doch was 

hält die Jugend wirklich vom Autofahren 

ab. Mein Grund, weshalb ich mich noch 

nicht zu den Autofahrer zähle, teile ich 

wohl mit den meisten: die Kosten!

Zuerst währen da einmal die Fahrstun-

den. Man bezahlt im Durchschnitt 60-80 

Franken für eine einzelne Fahrstunde. 

Wenn dann die Prüfung geschafft ist, be-

ginnen die eigentlichen Kosten. Denn ne-

ben den Kosten für den Autokauf,  muss 

auch noch viel anderes  beachtet werden. 

Da wären zuerst einmal die Steuern auf 

das eigene Fahrzeug. Im Kanton Bern 

berechnet die Steuerverwaltung für die 

erste Tonne 360 Franken. Ein weiterer 

Kostenpunkt, den man einrechnen soll  

ist die Versicherung. Natürlich kommen 

auch noch die Treibstoffkosten dazu. 

Auch wenn die Kosten oft der Grund für 

die Endscheidung gegen ein Auto sind, 

liegt es sicher auch an der guten ÖV-Ver-

bindung der Schweiz. Doch hoffen wir, 

dass die Kosten in diesem Bereich nicht 

auch noch mehr steigen. Sonst heisst 

das bald, dass Mobilität zu Luxus wird.

Sukeina Sunderji

Warum wollen Jugendliche kein Auto mehr?Warum wollen Jugendliche kein Auto mehr?
das eigene Fahrzeug. Im Kanton Bern 

berechnet die Steuerverwaltung für die 

erste Tonne 360 Franken. Ein weiterer 

Kostenpunkt, den man einrechnen soll  

ist die Versicherung. Natürlich kommen 

Auch wenn die Kosten oft der Grund für 

die Endscheidung gegen ein Auto sind, 

liegt es sicher auch an der guten ÖV-Ver-

bindung der Schweiz. Doch hoffen wir, 

dass die Kosten in diesem Bereich nicht 

auch noch mehr steigen. Sonst heisst 

das bald, dass Mobilität zu Luxus wird.

Das Geld, das Spanien und Griechenland, 

Italien und Portugal zu horrenden Zinsen 

aufnehmen, dient nur dazu, die alten Schul-

den zu bezahlen. Das mag ja für die nächs-

ten paar Jahren funktionieren aber was ist in 

8 Jahren, in 10 Jahren wenn die Schulden, 

die heute angehäuft werden fällig sind? Wir 

werden genau das gleiche Problem wieder 

haben, nur viel grösser. Schulden mit 6 bis 

7 Prozent Zinsen werden dann fällig. Abge-

sehen davon, dass dies sich auf das mo-

mentane Zinsniveau von Spanien bezieht. 

Betrachten wir Griechenland, sieht es noch 

mal viel schlimmer aus. Ein Land in dem 

zu Beginn der Krise jeder Dritte beim Staat 

arbeitete. Folglich müssen zwei arbeitende 

Griechen den Unterhalt eines dritten Grie-

chen finanzieren. Da helfen auch zig Milliar-

den nicht weiter. Der Staatsaufbau müsste 

von Grund auf neu strukturiert werden. Dies 

wurde auch versucht, aber die Überlegung, 

die Volkswirtschaft eines Landes innerhalb 

von ein bis zwei Jahren komplett umbau-


